
Bundesrat Drucksache 833/11 (Beschluss) 
  

10.02.12 

 

 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln 

Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de 
ISSN 0720-2946 

Beschluss 
des Bundesrates 

 
 
 
 

 
 

Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den 
Rat und den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss: 
Abbau grenzübergreifender Erbschaftsteuerhindernisse in der EU 
KOM(2011) 864 endg. 

 

 

 

Der Bundesrat hat in seiner 892. Sitzung am 10. Februar 2012 gemäß §§ 3 und 5 
EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen: 

1. Das Grundanliegen der Kommission wird begrüßt.  

2. Der Bundesrat hält grundsätzlich an Ziffer 4 seines Beschlusses vom 
15. April 2011 fest, nach dem auch für den Bereich der Erbschaftsteuer auf die 
Möglichkeit von Doppelbesteuerungsabkommen mit den darin vorgesehenen 
Verständigungsverfahren hingewiesen und eine europäische Initiative schon 
deshalb nicht für notwendig erachtet wird, weil nicht alle Mitgliedstaaten 
Erbschaftsteuer erheben. 

3. Die Bundesregierung wird jedoch gebeten, die von der Kommission einge-
räumte Dreijahresfrist zu nutzen und zeitnah in Zusammenarbeit mit den 
Ländern eine Überprüfung des deutschen Erbschaftsteuerrechts auf die von der 
Kommission aufgezeigten EU-rechtlichen Belange vorzunehmen. Dabei sollte 
diese inhaltliche Prüfung im Rahmen eines Gesamtpakets aber z. B. auch darauf 
zielen, durch geeignete, eventuell auch bilaterale oder multilaterale Maßnahmen 
eine doppelte Nichterfassung von Vermögen zu vermeiden beziehungsweise die 
Erkenntnismöglichkeit hinsichtlich ausländischen Vermögens zu verbessern. 
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4. Die Bundesregierung wird ferner gebeten, bei den Prüfungen und Überlegungen 
nach Ziffer 3 und bei eventuellen Verhandlungen mit der Kommission darauf 
zu achten, dass alle Maßnahmen auch weiterhin der europäischen Kompetenz-
verteilung gerecht werden, Deutschland nicht einseitig belastet wird und ins-
besondere die Interessen der Länder aus ihrer Zuständigkeit für diese Steuer-
arten gewahrt bleiben. 

5. Der Bundesrat behält sich weitere Stellungnahmen im Rahmen der Über-
legungen zum Abbau grenzübergreifender Erbschaftsteuerhindernisse in der EU 
sowie die Benennung eines Ländervertreters zur Teilnahme an möglichen 
Verhandlungen auf EU-Ebene, z. B. mit der Kommission, vor. 


